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1. Budget der Politischen Gemeinde fürdas Jahr 2025

Sachverhalt
Pünktlich begrüsst der Stadtpräsident die Stimmberechtigten sowie den Stadtrat zur Gemeindever-
sammlung zum Budget 2025. Insbesondere freut er sich überdie vielen jungen Teilnehmer an der Ver-
sammlung und er hofft, dass diese auch künftig die Versammlungen besuchen werden. Neben den
Präsidentender Körperschaften, den zwei Urnenoffiziantinnen und den verschiedenen Mitarbeitenden
der Stadtverwaltung, heisst er auch die weiteren Gästeherzlich willkommen.

Es sind 135 Stimmberechtigte anwesend, womit das absolute Mehr bei 68 Stimmen liegt. Zusätzlich
nehmen 5 Gästeohne Stimmrecht an der Versammlung teil.

Der Stadtpräsidentstellt fest, dass die Einladung sowie der Versand der Unterlagen fristgemässerfolg-
ten. Die Traktandenliste ist wie folgt gegliedert und wird zur Diskussion gestellt, was nicht genutzt wird.

1. Budget der Politischen Gemeinde fürdas Jahr 2025
2. Orientierung Budget des Regionalen Pflegeheims Romanshorn fürdas Jahr 2025
3. Anpassung des Rahmennutzungsplans "Kleinsiedlungen"

(Anpassung Zonenplan und Bauregle-
ment)

4. Mitteilungen und Umfrage

Einleitend stellt er fest, dass es in diversen anderen Gemeinden in kürzererVergangenheit immer wie-
derzu Unstimmigkeiten und Turbulenzen gekommen sei.- Dies sei in Romanshom zum Glücknichtder
Fall und man könnegemeinsam vorwärtsarbeiten. Deshalb bedankt er sich fürdie gute und konstruktive
Zusammenarbeit im Stadtrat und derVerwaltung der Stadt, was mit einem Applaus verdanktwird.

Im Anschluss an die Ausführungengeht er auf die vorliegenden Budgetunterlagen ein.

Budget 2025
Der Stadtpräsidenterläutert,wie das vorliegende Budget erarbeitet wurde. Er macht zudem darauf auf-
merksam, dassjeweils bei der Budgetierungsphase vornehmlich auf das vorliegende vergangene Vor-

jahr, das heisst 2023 abgestütztwerden muss. Ausgangslage war deshalb das Rechnungsjahr 2023
resp. Budgetwerte aus dem Vorjahr 2024.

Der Bilanzüberschuss per 31. Dezember 2023 betrug 14,9 Mio. Franken und das Nettovermögen 7,7
Mio. Franken. Der Steuerfuss sei zudem seit 2023 auf 70%. Grundsätzlichsei die Gemeinde finanziell

gesund, die Selbstfinanzierung sei aber eher knapp. Dies vor Allem in Anbetracht der geplanten Inves-
titionen.

Der Stadtpräsidenterklärtweiter, dass das Budget 2025 ein schlechteres Ergebnis aus betrieblicher
Tätigkeitvorsieht. Dies sei mit grossen Mindereinnahmen im Rahmen eines nachhaltigen Sondereffek-
tes bei den Steuern zu rechtfertigen. Alles in allem führtdas Budget 2025 zu einem geplanten Aufwand-
überschussvom 191'298 Franken. Dies sei kein Grund zur grossen Besorgnis, es zeige aber auf, dass
vermehrt auch auf die Ausgabenseite geachtet werden müsse.

In den Ausführungenführtder Stadtpräsidentdanach kurz durch die diversen Bereiche derVerwaltung
mit entsprechend auffallenden Abweichungen zum Vorjahr oder zur Rechnung. Er erklärtdie geplanten
Mehrkosten beim Personalaufwand aufgrund der Teuerung bei den Lohnkosten sowie kleinere Stellen-
veränderungen.
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Weiter führter aus, dass gerade die Kostenentwicklung im Bereich Gesundheit/ Soziale Sicherheit eine

grosse Herausforderung darstelle. Die stationäre und ambulante Krankenpflege verzeichne zudem ei-
nen markanten Anstieg, diese Entwicklungen dürftenso weitergehen.

Im Bereich der Sozialen Sicherheit machen vorAllem die nicht mehrgesprochenen Prämienverbilligun-

gen seitens des Kantons zu schaffen. Aufgrund der Sparmassnahmen des Kantons spreche man hier
von einem Fehlbetrag von rund 300'QOO bis 350'QOO Franken. Erschwerend komme hinzu, dass auf-

grund der generell steigenden Krankenkassenprämien aber immer mehr Personen auf eine Prämien-
verbilligung angewiesen seien.

Beim Verkehr teilt der Stadtpräsidentmit, dass die Abweichungen zum Budget 2024 marginal seien und
derAnstieg nur gering sei.

Im Anschluss an die diversen konkreten Bereiche der Erfolgsrechnung zeigt der Stadtpräsidentanhand
von diversen Grafiken auf, wie sich die Aufwandpositionen auf dem ganzen Budget 2025 verteilen. Er-

gänzendmachterAngaben zu den angenommenen Parametern im Budget; wiez.B. Zunahme Einwoh-
ner, Steuerprognose, Wirtschaftswachstum, etc.

Auch zeigt er auf wie sich der Steuerfuss in den vergangenen rund 20 Jahre entwickelt hat. Der Stadtrat

gehe zudem davon aus, dass die geplanten Investitionen keine Steuererhöhungauslösenwürden. Die
Situation sei aber aktuell sehr schwer abzuschätzen, da der Kanton aufgrund der schwierigen Aus-

gangslage verschiedene Sparmassnahmen vorsieht, welche sich dann bei den Gemeinden niederschla-

gen werden.

Abschliessend macht der Stadtpräsidenteinen Ausblick auf die Entwicklung des Ertrags durch die Ge-
meindesteuern.

Der Stadtpräsidentmacht sodann weitere Ausführungenzur Investitionsrechnung. Einleitend erklärter
die Unterschiede aufgrund derdiversen Investitionsarten. UnterschiedenwerdevorAllemzwischen Ge-
setzlichen Aufträgenoder nicht, resp. Ertrag (kostendeckend) und kein Ertrag. Aufder nächsten Folie
wird dann aufgezeigt welche Investitionen konkretfür2025vorgesehen sind.

Der Stadtpräsidentbringt dann noch den Investitionsplan der nächsten5 Jahre den Anwesenden näher.
Er teilt mit, dass diese mit Vorsicht betrachtet werden sollten, da immer wieder Projekte verzögertoder
nicht realisiert werden können. Er betont nochmals, dass mit den geplanten Projekten keine Steuerer-
höhungverbunden sei, sondern dass diese tragbar seien, sofern sich die grundsätzlicheAusgangslage
nicht ändere. Wenn aber zum Beispiel die Abschaffung der Liegenschaftssteuer tatsächlich Realität
würde, so hättedies einen direkten Impact auf die Steuereinnahmen der Stadt und so müssten diese
unweigerlich nach oben angepasstwerden.

Der Stadtpräsidentgibt im Anschluss an die Ausführungendie Anzahl der Stimmberechtigten bekannt
und eröffnetdanach fürFragen.

Generelle Fragen zum Budget Erfolgsrechnung 2025:
Regula Streckeisen, EVP:
Sie stellt eine Frage zur Position Alkohol und Drogenmissbrauch, was dort genau drin sei?

Der Stadtpräsidentteilt mit, dass dort der Beitrag an die Perspektive Thurgau drin sei sowie Präventiv-
massnahmen im Bereich Drogenmissbrauch.

Walter Eisler:
Er stellt eine Frage zu den Parkplatzgebühren.Wieviel kommtvon diesen an die Stadt?
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Der Stadtpräsidentteilt mit, dass grundsätzlich neben einer kleinen Kommission fürden Finanzdienst-
leister alle Einnahmen zur Stadt kommen. Ausnahme bildet das Parkhaus Bodan.

Weiter möchteer wissen wieviel der Beitrag von "TIER" ist fürdie Benützungdes öffentlichenGrundes?

Der Stadtpräsidentkann dies auswendig nicht beantworten. Das Pilotjahr war gratis. Die genauen Zah-
len müssteneruiertwerden.

Walter Eisler würdees begrüssen,wenn konkrete Abstellflächenfürdiese "TIER" Scooter definiert wür-
den.
Der Stadtpräsident entgegnet, dass dies punktuell auf gewissen Stadtgebieten auch so praktiziert
werde. Das aktuelle System, das zugewiesene Parkfelder im Zentrum und freies Abstellen ausserhalb
beinhaltet sei zwischen TIER und der Stadt abgesprochen.

Ursula Schönenberger
Sie möchte wissen, wie sich der neue Betrag bei der Touristinformation von rund 60'000.- Franken
zusammensetzt.

Der Stadtpräsidenterläutert, dass digitale Alternativen geprüftwerden sollen. Der Betrag an die SBS
werde auf 30'QOO.- Franken gesenkt und mit dem restlichen Betrag sollen Lösungen fürdie Zukunft

geprüftwerden.

Hansruedi Bachmann
Er findet den Betrag fürden Personalaufwand rund 10% höhergegenüberRechnung 2023 massiv und
möchte gerne weitere Ausführungen dazu. Er stellt einen Antrag, dass die Erhöhung ausgehend von
der Rechnung 2023 maximal 5% sein dürfe.

Der Stadtpräsidentteilt mit, dass gerade auf das Budgetjahr 2024 diverse neue Stellen geschaffen wur-
den und diese transparent der Budgetversammlung präsentiertund anschliessend genehmigt wurden.
Ein Vergleich der Budgetzahlen mit der Rechnung 2023 sei auch nur bedingt sinnvoll. Relevant sei der
Vergleich zum Budget 2024.

Walter Eisler
Er teilt mit, dass es auch noch mit dem neuen Personalreglement zu tun haben könnte.

Der Stadtpräsidentteilt mit, dass dies nur einen marginalen Einfluss hatte. Mehrere Stellen seien aber

geschaffen worden, darunter eine z.B. eine neue Abteilungsleitung Anlagen und Betriebe und Stellen in
derAbteilung Soziale Dienste aufgrund steigender Fallzahlen.

DerAntrag von hlansruedi Bachmann füreine Erhöhungdes Personalaufwandes von max.5%(ausge-
hend desWertes Rechnung 2023) wird mit2 Ja-Stimmen zu 133 Nein-Stimmen abgelehnt.

Fragen zum Investitionsplan 2025-2029

EislerWalter:
Er schlägtvor, dass aufgrund der diversen Investitionen in Romanshorn, wie aber auch in Amriswil und
Arbon eine Gemeinde Oberthurgau zu prüfensei.

Der Stadtpräsidentteilt mit, dass vermehrt und intensiver unter den Gemeinden im Oberthurgau zusam-
mengearbeitet werde. Es werden Fortschritte erzielt. Eine Fusion sei aber ein eher unrealistisches Sze-
nario, zudem müsstendie anderen Gemeinden dieser Prüfungauch noch zustimmen. Man müssedem
Prozess der Annäherungetwas Zeit geben.
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Herr Eisler beantragt dann, dass Fusionsgesprächemit Amriswil und Arbon initiiert werden sollen. Ord-
nungshalber lässtder Stadtpräsidentdarüberabstimmen:

DerAntrag wird mit 1 Ja-Stimmezu gegen 127 Nein-Stimmen bei 6 Enthaltungen abgelehnt.

hlansruedi Bachmann:
Er möchte wissen, wieso die Investitionen derart stark gestiegen seien. Er teilt mit, dass immer nur

geplant werde und nichts realisiert werde. Er habe deshalb starke Vorbehalte zu den geplanten Inves-
titionen. Er stellt deshalb den Antrag die Investitionsrechnung um 10% zu kürzen

Der Stadtpräsidentteilt mit, dass diverse Bauvorhaben aufgrund von Einsprachen nicht weiter vorange-
trieben werden können. Der Stadtpräsidententgegnet, dass z.B. ohne die Einsprache des Votanten bei
der Mehrzweckhalle bereits gebautwerden könnte. Er merkt an, dass deshalb eine Fragestellung resp.
einen Vorwurf gerade von seiner Seite sehr speziell und irritierend ankomme. Auch beim Bahnhofplatz
seien zudem Einsprachen vorhanden. Aus diesem Grund gingen die Projekte aktuell nicht vorwärts.
Hier der Stadt einen Vorwurf zu machen erachtet der Stadtpräsidentenals nicht fair.

Herr Bachmann entgegnet, dass seine Einsprache im kürzlich erschienenen Seeblick in Form eines
Leserbriefes begründetwurde. Er mache dem Stadtrat den Vorwurf, dass nicht mit den Leuten gespro-
chen werde. Man könnteso im Vorfeld einige Probleme lösen. Dies vor Allem wenn die betroffenen
Personen noch das Gesprächsuchen würden. Mache man dies nicht, seien die logischen Folgen aber
dann Einsprachen, meint Herr Bachmann.

Der Stadtpräsidententgegnet, dass er schon äussersterstaunt sei, überdiese Aussage, wie auch jene
des Leserbriefes. Er teilt mit, dass Philipp Gemperle, Vizestadtpräsidentder Stadt, bei ihm zu Besuch
war und das Gesprächgesucht habe. Gerne werde aber VizepräsidentPhilipp Gemperle im Anschluss
hier noch selbst Stellung nehmen. Im Anschluss an den Besuch habe man sogar die Gesprächsinhalte
in der Baukommission detailliert besprochen. Er als Stadtpräsidenthabe damals überraschtund erfreut
die Rückmeldungvon Philipp Gemperle erhalten, dass das MZH-Projekt fürhlansueli Bachmann kein
Problem darstelle und er sich nicht gestörtfühlebei diesem Vorhaben. Ausserdem betont der Stadtprä-
sident weiter, hättenöffentlicheInformationsveranstaltungen stattgefunden, so auch mit den Vereinen.
Seines Wissens hätte hlansruedi Bachmann sich dort nie zum Thema geäussert, sofern er überhaupt
anwesend war. In dieser Phase hättedie Möglichkeit bestanden diverse Anliegen aufzunehmen. Wie
dies zum Beispiel mit dem Verkehr, resp. der Parkierung geschehen sei, dort habe man auch ein Ver-
kehrskonzept erarbeitet und auf eine Tiergarage bewusst verzichtet. Eine Einbindung der Bevölkerung
habe sehrwohl stattgefunden. Diese seien natürlichda, um mitzuarbeiten, meinte der Stadtpräsident.

Philipp Gemperle, Vizestadtpräsident, ergänzt die Ausführungen des Stadtpräsidenten. Er sei ent-
täuschtüberden Vorwurf, dass keine Gespräche stattgefunden hätten und er dachte, dass es einen

guten Austausch zwischen ihm und hlansruedi Bachmann gegeben habe. Mittlerweile sei ja auch be-
kannt, dass Hansruedi Bachmann und der Stadtpräsidentnicht immer derselben Meinung seien. Ge-
rade deshalb sei er, in Absprache mit dem Stadtpräsidenten, als Vizepräsidentpersönlich bei ihm er-
schienen. Er teilt mit, dass er seine Mobile-Nummer habe und dieser Kanal offenstehe, sollte Ge-
sprächsbedarfsein. Das Angebot gelte uneingeschränktweiter. Eine positive Grundhaltung gegenüber
dem Projekt seitens Hansruedi Bachmann sei in diesem Gesprächaber dargelegt worden.
Philipp Gemperle ergänzt, dass im Ubrigen auch beim Projekt des Bahnhofplatzes mit den Einspre-
chenden bereits vorab intensive Gesprächegeführtwurden. Dies sei ein normaler Prozess und dennoch
kamen im Nachhinein solche Einsprachen. Manchmal sei das nicht zu verhindern.
Gerade aber der Bau der Mehrzweckhalle sei eminent wichtig, da entsprechender Turnraum fürdie
Kinder fehle und der Stadtrat werde alles daransetzen, dass dieser Bau so rasch als möglich erfolgen
kann.
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Der Stadtpräsident bedankt sich fürdie Äusserungen,er ergänzt, dass es natürlich doppelt ärgerlich
sei, wenn man Beratungsaufträgean soziale Institutionen vergebe, wie bspw. übereinemöglichstideale
Ausgestaltung des Bahnhofplatzes und diese Intuitionen trotz erhaltenem Honorar, danach Einsprache

gegen das Projekt machen würde. Dies sei zudem bereits identisch in Amriswil so erfolgt, was seiner
Meinung einfach nicht angehe.

Zum Schluss betont er nochmals, dass die Stadt bezüglich der Mehrzweckhalle sehr wohl gesprächs-
bereit gewesen und noch immer sei und dies habe sie auch mehrfach angeboten. Womit die Stadt aber
nicht einverstanden war, seien der Sistierungsvorschlag der Einsprache seinerseits. Die Stadt möchte
keine weitere Zeit verlieren, falls man sich doch nicht einigen könnte. Ein Spiel auf Zeit möchtedie Stadt
nicht eingehen. Sollte in der Zwischenzeit eine Lösungmit dem Einsprecher gefunden werden so wäre
das Rechtsverfahren schnell sistiert oder aufgehoben. Es sei aber sehr wichtig, dass gerade fürdie
Schulen möglichst rasch dieser Turnraum realisiert werden könne. Und deshalb möchteer nochmals
betonen, dass er schon sehr erstaunt sei, überdie Art und Weise dieses Leserbriefes sowie dem dar-

gelegten Verhalten.

Hansruedi Bachmann möchtesich dann nochmals äussern,was der Stadtpräsidentein letztes Mal to-
leriert und ihm auch gleich in Aussicht stellt, dass er darauf nicht mehr entgegnen werde.

Hansruedi Bachmann teilt nochmals mit, dass er alles Gesagte in Abrede stelle und deshalb kümmere
sich nun sein Rechtsvertreter um die Angelegenheit. Herr Bachmann legt dann nochmals seine aktuel-
len Erwartungen darwelcheaberaufWunsch derVersammlung ausserhalbdes ProtokollsderGemein-
deversammlung zu regeln sei. Der Stadtrat hat sich den Auftrag vorgemerkt und wird diesem adäquat
nachkommen.

Herr Bachmann möchtesodann weiterwissen, was mit der Plattform des Hafenrestaurants (SBS) genau
passiere, diese werde übermässigdurch die SBS (Restaurant Hafen) genutzt und stehe nicht der Be-
völkerungzum Verweilen zur Verfügung. Man habe der SBS damals ein Darlehen resp. Kredit gewährt,
eine Rückzahlungsei aber nie erfolgt. Eine Abgeltung werde zudem nicht geleistet. Dies störeihn und
er fragt nach wie die Stadt damit umgehe, einerseits mit der Rückzahlung des Kredites, andererseits
mit der Mehrnutzung der Flächedurch die SBS AG. Er möchtewissen ob hier eine Miete bezahlt wird.

Der Stadtpräsidententgegnet, dass der bezahlte Betrag nicht ein Kredit im eigentlichen Sinne war, son-
dern einen einmaligen Beitrag zur Realisierung der Plattform. Er teilt zudem mit, dass dies eine sehr

gute Investition war. Er räumtaber ein, dass sich die SBS (resp. Hafenrestaurant) etwas ausgebreitet
hat, sieht hier aber keinen weiteren Handlungsbedarf, zumal das Areal der SBS gehörtund öffentliche
Aufenthaltsflächen ohne Konsumzwang ausreichend vorhanden sind. Es habe diesbezüglich aber
schon Gesprächegegeben. Die Stadt sieht es deshalb nicht als angezeigt einen lokalen Gewerbebe-
trieb ohne nötigenGrund einzuschränkenoder diesem sogar Umsatzeinbussen zuzuführen. hlier müsse
man auch mit der nötigen Realitätan die Sache herangehen. Es sei zwar richtig, dass ein Teil davon
öffentlich und ohne Konsumzwang zugänglich sein müsse, es sei aber nirgendwo definiert, wie gross
dieser Teil sei. Hier sei deshalb entsprechendes Augenmass notwendig.

Im Anschluss an diese ausgiebigen Diskussionen stellt der Stadtpräsident nochmals fest, dass noch
formal überden gestellten Antrag um 10%ige Kürzungder Investitionen abgestimmtwerden müsse:

Der Stadtpräsidentlässtüberden Antrag abstimmen.

DerAntrag wird mit 2 Ja-Stimmen zu 133 Nein-Stimmen abgelehnt.

Zum Budget erfolgen keine weiteren Fragen und der Stadtpräsident lässtsomit überdie vorliegenden
Anträgedes Stadtrates abstimmen.
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Beschluss:
Die Gemeindeversammlung beschliesst:

1.1. Den Steuerfuss der Politischen GemeindefürdasJahr2025auf70Prozentzu belassen. (Ein-
stimmig)

1.2. Das Budget der Politischen Gemeinde fürdas Jahr 2025 (Erfolgsrechnung und Investitions-
rechnung) zu genehmigen; (133 Ja-Stimmen; mit2 Enthaltungen)

2. Orientierung Budget Regionales Pflegheim

Aron Signer, jüngstesMitglied des Stadtrates präsentiertdie Zahlen des regionalen Pflegheims. Er teilt
mit, dass das Regionale Pflegheim Romanshorn mit einem positiven Resultat von rund 245'OOQ Franken
fürdas Jahr 2025 rechnet. Dies bei einer rund 2% höherenAuslastung.

Weiter beschäftigtdas Pflegheim die anhaltende Personalknappheit, weshalb auch hier mit Mehraus-

gaben gerechnet werden muss. Aufgrund neuer Stromlieferverträge sowie aufgrund der neuen PV-
Anlage konnte zudem die Stromkosten tiefer budgetiertwerden.

Die geplanten Investitionen belaufen sich auf rund 215'OOQ Franken und grösserePosten seien Raum-

gestaltungen sowie Möblierungen in verschiedenen Bereichen.
Die vollständigeRückzahlungdes offenen Baukredites soll zudem voraussichtlich im Jahr 2028 erfolgt
seln.

3. Anpassung des Rahmennutzungsplans "Kleinsiedlungen"

Philipp Gemperle, Vizestadtpräsidentund Ressortvorsteher erläutertdie Ausgangslage in Bezug auf die
Anpassung des Rahmennutzungsplans «Kleinsiedlungen».

Er teilt mit, dass er versuche seine Ausführungenso kurz als möglichzu halten, da auch der Handlungs-
spielraum entsprechend klein sei. DerAuftrag seitens Bund und Kanton sei klar, dass man Weilerzonen
aufzuheben hat. Beispielhaft werde der Weiler Aach auf einem Foto auf der Präsentationsfoliegezeigt.

Es bestehe je nach Beschaffenheit derjeweiligen Kleinsiedlung die Möglichkeit, diese Weilerzonen in
Landwirtschaftszonen zurückzustufenoder aber diese in Erhaltungszonen oder Wohn- und Arbeitszo-
nen umzuwandeln. Es gehe hierbei primärdarum den Charakter des Ortsbildes zu erhalten.

Anschliessend erklärter nochmals, welche der 6 Gebiete in welche Zonen umgewandelt werden sollen.
Diese seien in der Botschaft detailliert aufgeführtworden.

Er gehe deshalb, sofern keine Fragen und Anmerkungen seien gerne zum Antrag des Stadtrates über:

Fragen/ Anträge:
Thomas Wohnlich:
Er ist Landwirt im Weiler Zebra-Meile und ist nicht einverstanden mit der geplanten Umzonung seiner
Landwirtschaftszone in eine Erhaltungszone. Er fügtdiverse Gründean, unter anderem die möglicher-
weise dann nicht mehr tolerierten Geruchsemissionen bei allfälligenAnwohnern. Er stellt fest, dass er
sich bei einer Umzonung als Landwirt nicht mehr wehren kann und im schlimmsten Fall seinen Betrieb
eindämmen oder sogar einstellen müsse, was fürihn sowie seine Familie ein enormer Einschnitt be-
deuten würde.

GV vom 6. November 2024



Er habe diverse Gesprächebereits auch mit dem Kanton geführtund er sehe andere Möglichkeiten. Er
zeige sich gesprächsbereitund wäreauch bereit einen Streifen Land in die Erhaltungszone abzugeben.
Erwünschesich erneut Gesprächemitden anderen Grundeigentümern, um eine gemeinsame Lösung
zu finden. Sollte heute dem Antrag des Stadtrates zugestimmt werden, werde er aufjeden Fall Einspra-
che dagegen erheben.

Philipp Gemperle, bedankt sich fürdas Votum und teilt mit, dass auch in dieser Angelegenheit zuvor
diverse Gesprächegeführtwurden. Entweder man mache diese Aufzonung in eine Erhaltungszone oder
man belässtalles in der Landwirtschaftszone, was aber negative Auswirkungen auf anderen Liegen-
schaftsbesitzer hätte. Eine Aufteilung sei schlicht nach bisherigen Abklärungen mit dem Kanton nicht
möglich. Erneut erklärter die Beweggründedes Stadtrates detailliert anhand der aufgezeigten Karte.
Die Frage stelle sich ob man in diesem Gebiet künftige Entwicklungen zulasse oder eben nicht. Der
Stadtrat sei zum Schluss gekommen dies wie in der Botschaft aufgezeigt zu beantragen.

Thomas Wohnlich bringt nochmals weitere Gründe,dass das angestrebte Vorgehen seitens des Stadt-
rates seiner Ansicht nach nicht korrekt und fürihn absolut nicht akzeptäbel sei. Er möchteeine gute
Lösungfinden und das Ganze nochmals anschauen. Mitunterauch aufgrund kürzlichgemachten höhe-
ren Investitionen in seinen Betrieb sowie in seine Zukunft.

Philipp Gemperle teilt nochmals mit, dass der Stadtrat an dem Antrag festhalten wird und erklärtzudem,
dass einzelne Zonen jetzt nicht aus dieser Abstimmung weggelassen werden könnten. Dies sei bei
Änderungenim Rahmennutzungsplan nur so möglich.Aus diesem Grund muss heute überdie Ganze
Vorlage mit allen betroffenen Weilern inkl. der Zebra-Zone entschieden werden.

Vreni Rechsteiner:
Sie meldet sich ebenfalls als Betroffene des Weilers Zebra-Meile zu Wort und bedauert den Veriauf der
Versammlung. Sie bittet die Teilnehmer der Versammlung künftigfrühzeitigermit dem Stadtrat in Kon-
takt zu treten und an den durchgeführtenMitwirkungen teilzunehmen. Der Stadtrat informiere immer gut
und vollumfänglich und sie erachte es als unangebracht, einfach im Nachhinein an der Versammlung
mittels Votum etwas zu beantragen.

Sie plädiertdafürin Zukunft vermehrt, dass Gespräch mit dem Stadtrat zu suchen und konstruktiv zu-
sammen zu arbeiten. Der Stadtrat biete schliesslich immer eine Mitwirkungsmöglichkeit.

Marco Gross:
Er möchtewissen, bis wann diese Umzonung umgesetzt werden muss. Was gibt es fürVorgaben sei-
tens des Kantons.

Philipp Gemperle ist der Termin nicht bekannt. Der Stadtrat sei aber nicht unter enormen Zeitdruck. Für
diese Frage sei dies fürden Stadtrat aber auch nicht das massgebende Argument. Er betone nochmals,
dass versucht wurde Lösungen zu finden und es gäbenun mal einfach nur diese vorher dargelegten
zwei Optionen.

Marco Gross möchte dann noch wissen, was der Stadtrat dann an diesem Ort vorhabe. Er möchte
wissen ob dort noch mehr Wohnraum entstehen soll.

Philipp Gemperle erläutertausführlich,dass die Stichworte in der Botschaft ausführlicherwähntwurden.
In einer Landwirtschaftszone gäbees keinen nicht-landwirtschaftlichen Wohnraum. Eine Entwicklung
fürWohnraumin Form einerVerdichtung sei deshalb nicht mehr möglich. In einer Erhaltungszone hin-

gegen wäreaber beides möglich.
JörgMarolf:
Er möchtewissen, ob überdiese beantragten 6 Zonen gleichzeitig abzustimmen sei oder ob man über
5 Zonen abstimmen könnteund überdas nun viel diskutierte Gebiet an einer nächstenVersammlung.

8 GV vom 6. November 2024



Philipp Gemperle teilt mit, dass nur überdas gesamte Paket abgestimmt werden könne. Ansonsten
müsstenrein formal nochmals eine Mitwirkung sowie eine Auflage erfolgen.

Nach vorerst erschöpfterDiskussion übernimmtder Stadtpräsidentwieder die Versammlungsführung
und stellt fest, dass er grundsätzlichVerständnisfürdas Anliegen von Herrn Wohnlich habe und aktuell
wieder eine gesetzliche Pflicht nachgeführtwerden muss wo dies für99% unproblematisch sei, aber
halt die wenigen Betroffenen dagegen.

Er macht beliebt, dass man zur Abstimmung komme. Sollte der Antrag abgelehnt werden, werde der
Stadtrat bestimmt nochmals Lösungensuchen müssen,wobei dann aber gut möglichsei, dass andere
Parteien auch nicht zufrieden seien. Aus diesem Grund würde er bei einer heutigen Ablehnung und
erneuten Vorlage zu einem späterenZeitpunkt den Erfolg in Frage stellen.

EislerWalter:
Stellt Antrag das Traktandum nochmals zurückstellen und zu vertagen. So könnteüberalle Zonen ein-
zeln abgestimmtwerden.

Philipp Gemperle betont nochmals, dass dies nicht möglich sei. Dies da viele Entscheide eben auch
zusammenhängenwürden.DiesesVotum bestätigtder Stadtpräsident. Erergänzt,dassfallsderAntrag
abgelehnt würde, sich der Stadtrat so oder so nochmals damit auseinandersetzen müsste.

Bruno Rechsteiner:
Eventuell gäbees eine Möglichkeit, dass die betroffenen Nachbarn im Grundbuch ein Servitut unter-
zeichnen würdenum möglicheKlagen künftigauszuschliessen.

Der Stadtpräsidentnimmt den konstruktiven Vorschlag auf und gibt aber zu, ob dies allenfalls eine Va-
riante wärewelche juristisch zulässigfunktionieren kann.

Urs Stoller:
Er sei demnach füreine Vertagung des Traktandums, damit dies nochmals sauber auch mit dem Grund-
buchamt geklärtwerden könne.

Philipp Gemperle teilt nochmals mit, dass alles sauber abgeklärtwurde und die Verfahren sauber ein-

gehalten werden müssten. Eine Eintragung im Grundbuch würdenicht das Gesetz aushebeln können.

Eine Besprechung an einer Versammlung sei zudem nicht möglich. Sondern man müsseAbklären,
Mitwirken lassen, Auflegen und dann beantragen und entscheiden.

ThomasWohnlich:
Er nennt, dass bald das RPG2 (Raumplanungsgesetz 2) komme und dort seien grundbuchamtliche
Eintragungen möglich.
Der Stadtpräsident kann nicht sagen, wann das neue Gesetz kommen werde und deshalb sollte man
nun zur Abstimmung wie vorliegend gelangen. Er lässtfolgend darüberabstimmen.

Beschluss:
Die Gemeindeversammlung beschliesst:

1.1. Der Antrag des Stadtrates fürdie Anpassung des Rahmennutzungsplans "Kleinsiedlungen"

(Anpassung Zonenplan und Baureglement) wird grossmehrheitlich abgelehnt.
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4. Mitteilungen und Umfrage

Der Stadtpräsident erläutert die Abstimmungsvorlage "Untere Bahnhofstrasse" vom kommenden 24.
November 2024. Anhand von ein paar Folien zeigt er die wichtigsten Punkte der Vorlage kurz auf. Er
informiert überdie Vorteile welche aus Sicht des Stadtrates eine Aufwertung dieser Zone mit sich brin-

gen könnte. Er betont dabei, dass diese Vorlage nicht primärgedacht sei um das Gewerbe im Zentrum
wieder zu beleben sondern um eine bessere Aufenthaltsqualitätzu schaffen. Diese wiederum könnte
allenfalls dazu führen,dass mit vermehrtem Aufenthalt der Bevölkerungoder der Touristen mitunter die
Geschäftesowie generell das Zentrum wieder stärkerbelebt werden könnten.

Auch teilt er mit, dass entsprechende Fördergelderim Rahmen des Agglomerationsprogrammes 3 gel-
tend gemacht werden könntensofern bis Ende 2025 die Bautätigkeitengestartet wird. Am Schluss sei-
ner Präsentation gibt er noch einen Ausblick hinsichtlich der Ausführung der Arbeiten welche fürdas
kommende Jahr 2025 geplant wären.

Im Anschluss an seine Ausführungeneröffneter fürFragen seitens der Versammlung.

Fragen
EislerWalter:
Er macht beliebt, dass man den untersten Teil der Strasse Doppelspurig belässtund dem Bus einen
entsprechenden Vortritt lässt.

Der Stadtpräsidentteilt mit, dass man die Busführungsicherlich nochmals genau anschauen muss. Eine
Führung überdie Bahnhofstrasse funktioniere aber nicht. Eine geeignete Lösungwird mit der Bus AG

gesuchtwerden.

Hans Gächter:
Er möchtemitteilen, dass bei einem Einbahnverkehr mehr Verkehr in andere Wohnquartiere auswei-
chen werde und somit auch Wohnquartiere betroffen sein könnten.

Zudem möchteer festhalten, dass bei der Wahl der Bäumesowie der Ausgestaltung der Baumboden-
beschaffenheit besonders vorsichtig agiert werden sollte. Ansonsten hättendiese Bäumeschlichtweg
keine Uberlebenschance.

Weitermerkteran, dass die Sitzgelegenheiten aus Holz, aktuell in derAlleestrassesicherlich nichtmehr
Aufenthalte im Zentrum bringen werden.

Der Stadtpräsidentstimmt zu, dass es teilweise sicher eine Verlagerung des Verkehrs geben werde,

gleichwohl teilt er mit, dass der Verkehr mit Tempo 30 auch langsamer rollen werde. Zudem sollte es

gemässden erhobenen Verkehrszahlen her machbar sein ohne dass eine riesige Mehrbelastung auf
die umliegenden Quartiere anfallen werde.
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Bei den Bäumenstimmt er h-lans Gächterzu und teilt mit, dass man sehr intensiv daran sei zusammen
mit ausgewiesenen Fachpersonen die richtige Wahl der Bäume resp. Begrünung mit entsprechenden
Baumgruben zu treffen.

Zu den Sitzgelegenheiten entgegnet der Stadtpräsident,dass diese Holzmöbelwie aktuell in der Allee-
strasse gerade bei der jungen Bevölkerung sehr gut ankommen. Hingegen nicht unbedingt bei den
älterenPersonen. Man werde andere Möbelplanen so dass danach eine Durchmischung gegeben sei.

Silvia Kradolfer:
Sie möchtewissen ob es einen Parkplatz bei der Apotheke gibt.

Der Stadtpräsidentteilt mit, dass 2 Parkplätzefürjeweilsmax. 15min. angedacht seien. Diese sollten
durch die Bäumeauch beschattet sein.

In seinen letzten ErläuterungenmachtderStadtpräsidentdaraufaufmerksam,dassan derkommenden
Versammlung im FrühjahrüberdasParkierungsreglementabgestimmtwerden soll. Aktuell sei man da-
ran sämtlicheVorbereitungen inkl. Mitwirkung zu organisieren. So dass dann das Reglement neu in
Kraft gesetzt werden kann.

Ganz zum Schluss macht der Stadtpräsidentnoch auf die anstehenden Termine aufmerksam. Er stellt
abschliessend die Frage, ob jemand gegen die Gemeindeversammlung oder die Durchführung eine
Rügezu Protokoll geben möchte, was aber nicht der Fall ist. Der Stadtpräsidentbedankt sich fürdie
Aufmerksamkeit und schliesst danach die Versammlung.

Romanshorn, 6. November 2024

Namens des Stadtrates
Der Stadtpräsident:

Fabio Bottega

Die Stimmenzählerinnen:
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Vreni Rechsteiner
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Hildegard Marolf
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